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PROGRAMM KULTUR (2007-2013)
Bedingte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen
EACEA Nr. 10/2006
Leitfaden
UNTERSTÜTZUNG KULTURELLER PROJEKTE
Aktionsbereich 1.2.2
LITERARISCHE ÜBERSETZUNG


Vorsichtsklausel

Der Vorschlag der Kommission zum Programm Kultur (2007-2013) ist noch nicht förmlich vom europäischen Gesetzgeber verabschiedet worden. Dennoch hat die Kommission beschlossen, diese Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen zu veröffentlichen, um eine rasche Durchführung dieses Programms nach der in Kürze zu erwartenden Annahme seiner Rechtsgrundlage durch den europäischen Gesetzgeber zu gewährleisten und um den potenziellen Empfängern von Gemeinschaftszuschüssen Gelegenheit zu geben, ihre Vorschläge so bald wie möglich auszuarbeiten.

Aus dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ergibt sich für die Kommission keine rechtliche Verpflichtung. Sollte der europäische Gesetzgeber wesentliche Änderungen an der Rechtsgrundlage vornehmen, kann diese Aufforderung annulliert werden, und es können anders lautende Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen mit den entsprechenden Beantwortungsfristen veröffentlicht werden. 
Ganz allgemein unterliegt die Durchführung der Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Jahr 2007 folgenden Bedingungen, deren Erfüllung nicht von der Kommission abhängt: 
· der Verabschiedung der endgültigen Fassung der Rechtsgrundlage für das Programm ohne wesentliche Änderungen durch das Europäische Parlament und den Rat der Europäischen Union,  
· der Annahme des jährlichen Arbeitsprogramms in Bezug auf das Programm Kultur (2007-2013) und der allgemeinen Leitlinien für dessen Umsetzung sowie der Auswahlkriterien und -verfahren nach Befassung des Programmausschusses, 
· der Annahme des Haushalts 2007 der Europäischen Union durch die Haushaltsbehörde.  
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GELTENDE RECHTSVORSCHRIFTEN







1. EINLEITUNG

Dieser Leitfaden der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 9/2006 beruht auf dem Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über ein einheitliches Mehrjahresprogramm für die Gemeinschaftstätigkeit im kulturellen Bereich für den Zeitraum 2007-2013 (nachstehend das „Programm“ genannt). 

Das Programm beruht auf Artikel 151 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, wonach die Gemeinschaft einen Beitrag zur Entfaltung der Kulturen der Mitgliedstaaten unter Wahrung der nationalen und regionalen Vielfalt sowie gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen kulturellen Erbes leistet. 

Das neue Programm Kultur geht über den rein sektoriellen Ansatz früherer Kulturprogramme hinaus und verfolgt nunmehr einen interdisziplinären Ansatz. Durch diese Durchlässigkeit zwischen den Sektoren soll die Kooperation zwischen den Akteuren im Kulturbereich gestärkt werden, indem sektorübergreifende kulturelle Aktivitäten gefördert werden. Das Programm steht sämtlichen kulturellen Akteuren aus dem nicht audiovisuellen Bereich einschließlich kulturellen Unternehmen offen, sofern sie keinen Erwerbszweck verfolgen.

2.
ZIELE

2.1.
Allgemeines Ziel des Programms

Das allgemeine Ziel des Programms ist es, durch den Ausbau der Zusammenarbeit zwischen den Kulturschaffenden sowie den Akteuren und Einrichtungen im Kulturbereich der am Programm teilnehmenden Länder
 einen den Europäern gemeinsamen und auf einem gemeinsamen kulturellen Erbe gründenden Kulturraum zu fördern im Hinblick auf die Entstehung einer europäischen Bürgerschaft.

Das Programm gründet sich auf eine globale Vision, die den gesamten Kulturbereich erfasst und Synergien fördert.

2.2.
Besondere Ziele des Programms
Die Ziele des Programms sind:

· Unterstützung der grenzüberschreitenden Mobilität von Menschen, die im Kultursektor arbeiten. 

· Unterstützung der grenzüberschreitenden Verbreitung von künstlerischen und kulturellen Werken und Erzeugnissen
· Förderung des interkulturellen Dialogs

2.3.
Gegenstand der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 

Um die Programmziele zu erreichen, sollen mithilfe dieser Aufforderung literarische Übersetzungsprojekte gefördert werden, die von unabhängigen Verlegern oder zu Verlagsgruppen gehörenden Verlagshäusern aus den am Programm teilnehmenden Ländern vorgelegt werden.
3. VORAUSSICHTLICHER ZEITPLAN

Gemäß der Vorsichtsklausel am Anfang dieses Leitfadens und vor​behaltlich der Verabschiedung des Programms gilt folgender Zeitplan: 

28. Februar 2007
Ende der Einreichungsfrist für Vorschläge

Juni 2007
Abschluss der Prüfung der Vorschläge und Ent​scheidung über die Gewährung von Zuschüssen durch die Europäische Kommission
Juni/Juli 2007
Schriftliche Benachrichtigung der Bewerber über das Ergebnis durch die Agentur
Alle förderfähigen Vorschläge, die im Rahmen des Programms eingereicht werden, werden von einer unabhängigen Expertengruppe bewertet, deren Mitglieder auf Vorschlag der am Programm teilnehmenden Länder ernannt werden. Die Projekte werden auf der Grundlage dieser Bewertung ausgewählt.
4. FINANZRAHMEN
Die Projektzuschüsse werden im Rahmen von Posten 15.04.44 des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union bewilligt.
Vorbehaltlich der von der Haushaltsbehörde beschlossenen Mittelausstattung dürften für 2007 Mittel in Höhe von insgesamt etwa 1,5 Mio. EUR für die Projekte des Aktionsbereichs 1.2.2 (literarische Übersetzung) zur Verfügung stehen.
Es sollen voraussichtlich etwa 45 literarische Übersetzungsprojekte finanziell unterstützt werden.
Die mit der Durchführung der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen beauftragte Dienststelle ist das Referat Kultur der Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur (nachstehend „die Agentur“ genannt). 

Es sei darauf hingewiesen, dass keine Verpflichtung besteht, die gesamten verfügbaren Mittel zu vergeben.
5. FÖRDERFÄHIGKEITSKRITERIEN

Die Anträge, die die nachstehenden Kriterien erfüllen, werden einer ausführlicheren Bewertung unterzogen.

5.1.
Förderfähige(r) Einrichtung/Organisation/Antragsteller

Es werden Förderanträge von unabhängigen Verlegern oder zu Verlagsgruppen gehörenden Verlagshäusern in am Programm teilnehmenden Ländern geprüft, die folgende Bedingungen erfüllen:

· der Antragssteller muss eine öffentliche
 oder private Einrichtung mit eigener Rechtsform sein, die hauptsächlich im kulturellen Bereich tätig ist und deren Sitz sich in einem der am Programm teilnehmenden Länder befindet
;

· er muss über die finanzielle Leistungsfähigkeit verfügen, die vorgeschlagene Maß​nahme vollständig durchzuführen;

· er muss über die operative Leistungsfähigkeit verfügen, die vorgeschlagene Maß​nahme vollständig durchzuführen.

5.2.
Förderfähige Länder
Förderfähig sind unabhängige Verleger oder zu Verlagsgruppen gehörende Verlagshäuser mit Sitz in einem der am Programm teilnehmenden Länder:
· den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
;

· den drei EWR-Ländern (Island, Liechtenstein, Norwegen) vorbehaltlich der Annahme des entsprechenden Beschlusses durch den Gemischten EWR-Ausschuss;

· den Kandidatenländern (Türkei, Kroatien, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien) und den westlichen Balkanländern (Albanien, Bosnien-Herzegowina, Montenegro, Serbien einschließlich Kosovo (Resolution 1244 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen)) vorbehaltlich des Abschlusses der entsprechenden Vereinbarung („Memorandum of Understanding“), die die Modalitäten ihrer Teilnahme festlegt
.

5.3.
Förderzeitraum
Die zu finanzierenden Projekte müssen zwingend vor dem 15. November 2007 anlaufen und bis spätestens 14. November 2008 abgeschlossen sein.
Der Förderzeitraum für die Kosten der Durchführung einer Maßnahme wird in der Finanzhilfevereinbarung angegeben. Dieser Zeitraum beginnt nicht, bevor die Verein​barung von beiden Parteien unterzeichnet worden ist. Ausgaben, die vor der Unter​zeichnung der Finanzhilfevereinbarung entstehen, werden nicht berücksichtigt. 

Kann der Empfänger die Notwendigkeit eines Beginns der Maßnahme vor der Unter​zeichnung der Vereinbarung nachweisen, können Ausgaben, die vor der Unter​zeich​nung entstehen, genehmigt werden. Der Beginn des Förderzeitraums für Ausgaben kann dabei jedoch auf keinen Fall vor dem 1. Mai 2007 liegen.
Die Übersetzung darf frühestens am Tag der Unterzeichnung der Projektvereinbarung durch die Agentur beginnen. Der Verleger kann jedoch mit den Übersetzern einen Übersetzungsvertrag vor diesem Datum abschließen, sofern dieser Vertrag nicht vor dem Datum der Publikation der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 2007 im Amtsblatt der Europäischen Union unterzeichnet wird.

Die übersetzten Werke müssen spätestens am 14. November 2008 publiziert sein.
5.4.
Förderfähige Projekte
Förderfähig im Rahmen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen sind Übersetzungen literarischer Werke aus einer europäischen Sprache
 in eine andere europäische Sprache sowie Übersetzungen alter Texte, die Teil des literarischen Kulturguts sind (einschließlich der alten Sprachen wie Altgriechisch oder Latein).
Folgende Bedingungen müssen erfüllt sein:
· Die Übersetzung muss ausschließlich aus einer europäischen Sprache in eine andere europäische Sprache und stets aus der Originalsprache des Werks erfolgen.
· Die Zielsprache muss die Muttersprache des Übersetzers sein.
· Die Anträge können von unabhängigen Verlegern oder von einer Verlagsgruppe angehörenden Verlagshäusern eingereicht werden.
· Sie müssen mindestens 4 und dürfen höchstens 10 für die Übersetzung förderfähige Werke
 umfassen
.
Förderfähige Werke sind:
· Werke, für die alle erforderlichen Unterlagen, die zum Zeitpunkt der Einreichung der Vorschläge gültig sind, ordnungsgemäß ausgefüllt und unterschrieben übermittelt wurden.
· Werke, die bisher nicht in die Zielsprache übersetzt wurden.
· Veröffentlichte Werke
· Werke europäischer Autoren

· Werke, die unter die Gattung Literatur fallen und zum literarischen Kulturgut gehören (Romane, Erzählungen, Novellen, Dramen, lyrische Werke, Biographien, Sammlungen, Essays, Anthologien usw.).
Besondere Beachtung werden generell Werke finden, die bei den Lesern und in der Fachwelt auf großes Interesse gestoßen sind und deren literarische Qualität erwiesen und weithin anerkannt ist.
5.5.
Förderfähige Vorschläge
Es werden nur Vorschläge berücksichtigt, die anhand des vollständig ausgefüllten und unterzeichneten (Originalunterschrift erforderlich) offiziellen Antragsformulars in zweifacher Ausfertigung fristgerecht eingereicht wurden.
Dem Antrag müssen ein offizielles Anschreiben des Antragstellers sowie die Nachweise für seine finanzielle und operative Leistungsfähigkeit und alle anderen im Antragsformular verlangten Unterlagen beigefügt sein, insbesondere ein Original eines jeden zu übersetzenden Werks (Fotokopien sind nicht zulässig).
Das Antragsformular ist in einer der Amtssprachen der europäischen Union zu verfassen. Es wird jedoch aus praktischen Gründen und zur Beschleunigung des Bewertungs​verfahrens empfohlen, den Antrag in einer der drei Arbeitssprachen der Europäischen Kommission einzureichen (Deutsch, Englisch, Französisch).

Handschriftliche Anträge sind nicht zulässig.

Per Telefax oder E-Mail übermittelte Anträge werden nicht berücksichtigt.

Es werden nur Antragsunterlagen berücksichtigt, die zum Zeitpunkt der Abgabefrist der Aufforderung vollständig und gültig sind.
6. AUSSCHLUSSKRITERIEN 
Der Antragsteller muss belegen, dass er sich in keiner der in den Artikeln 93 und 94 der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002) dargelegten und nachstehend aufgeführten Situationen befindet.

Von der Teilnahme ausgeschlossen werden Bewerber,

a)
die sich im Konkursverfahren, in Liquidation oder im gerichtlichen Ver​gleichs​verfahren befinden oder ihre gewerbliche Tätigkeit eingestellt haben oder die sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungs​vorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage befinden;

b)
die aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus Gründen bestraft worden sind, die ihre berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellen;

c)
die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen haben, welche von der Vergabebehörde nachweislich festgestellt wurde;

d)
die ihrer Pflicht zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen, Steuern oder sonstigen Abgaben nach den Rechtsvorschriften des Landes ihrer Nieder​lassung, des Landes der Vergabebehörde oder des Landes der Auftrags​erfüllung nicht nachgekommen sind;

e)
die rechtskräftig wegen Betrug, Korruption, Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung oder einer anderen gegen die finanziellen Interessen der Gemein​schaften gerichteten Hand​lung verurteilt worden sind;

f)
bei denen im Zusammenhang mit einem anderen Auftrag oder einer Finanz​hilfe aus dem Gemeinschaftshaushalt eine schwere Vertragsverletzung wegen Nichterfüllung ihrer vertrag​lichen Verpflichtungen festgestellt worden ist.

Keine Finanzhilfe können Bewerber erhalten, die zum Zeitpunkt des Verfahrens der Finanzhilfevergabe
a)
sich in einem Interessenkonflikt befinden;

b)
im Zuge der Mitteilung der von der Vergabebehörde für die Teil​nahme an der  Gewährung von Zuschüssen verlangten Auskünfte falsche Erklärungen abgegeben oder die geforderten Auskünfte nicht erteilt haben.
Gemäß den Artikeln 93 bis 96 der Haushaltsordnung können gegenüber Bewerbern, die sich falscher Erklärungen schuldig gemacht oder offensichtlich gegen ihre vertraglichen Verpflichtungen im Rahmen eines früheren Vergabeverfahrens verstoßen haben, verwaltungsrechtliche oder finanzielle Sanktionen verhängt werden.

Im Hinblick auf diese Bestimmungen muss der Antragsteller eine ehrenwörtliche Erklärung unterzeichnen, in der er bestätigt, dass er sich nicht in einer der in Artikel 93 und 94 der Haushaltsordnung genannten Situationen befindet. 
7. AUSWAHLKRITERIEN

Anhand der Auswahlkriterien wird die Fähigkeit des Antragstellers beurteilt, die vorgeschlagene Maßnahme vollständig durchzuführen.

Der Antragsteller muss über stabile und ausreichende Finanzierungsquellen verfügen, damit er seine Tätigkeit während der Dauer der Durchführung der geförderten Maßnahme aufrechterhalten und sich an ihrer Finanzierung beteiligen kann. Er muss über die erforderlichen Fachkenntnisse und beruflichen Qualifikationen verfügen, um die vorgeschlagene Maßnahme vollständig durchführen zu können.

Im Hinblick auf diese Bestimmungen muss der Antragsteller eine ehrenwörtliche Erklärung abgeben, in der er bestätigt, dass er sich nicht in einer der in den Artikeln 93 und 94 der Haushaltsordnung genannten Situationen befindet.

7.1.
Operative Leistungsfähigkeit

Zur Bewertung der operativen Leistungsfähigkeit muss der Antragsteller bei Einreichung des Antrags folgende Unterlagen beifügen:

· Lebenslauf der mit der allgemeinen Koordinierung des Projekts beauftragten
 Person sowie Lebensläufe der Berufsübersetzer mit Angabe aller relevanten Berufserfahrungen (Liste der übersetzten und veröffentlichten Werke)
· eine datierte und unterschriebene Erklärung des Verlegers, die bescheinigt, dass im übersetzten Werk deutlich auf den Namen des Übersetzers und die Gewährung einer Finanzhilfe durch die Gemeinschaft hingewiesen wird
· einen Tätigkeitsbericht jüngsten Datums des Verlagshauses (Katalog, Pressemappe usw.)
· alle zur Unterstützung des Antrags sachdienlichen Materialien, die das Vorhaben veranschaulichen und dessen eingehendere Bewertung ermöglichen
7.2.
Finanzielle Leistungsfähigkeit
Zur Bewertung der finanziellen Leistungsfähigkeit müssen die Antragsteller mit ihrem Antrag folgende Unterlagen einreichen:
· die Gewinn- und Verlustrechnung der Antrag stellenden Einrichtung und die Bilanz der letzten beiden abgelaufenen Geschäftsjahre;
· das vom Antragsteller ordnungsgemäß ausgefüllte und von der Bank beglaubigte Formular „Finanzangaben“ (Originalunterschriften erforderlich).
(Das Formular „Finanzangaben“ kann unter folgender Adresse heruntergeladen werden:  http://ec.europa.eu/budget/execution/ftiers_de.htm )
Hinweis: Ist die Agentur auf der Grundlage der eingereichten Unterlagen der Ansicht, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit nicht erwiesen oder nicht ausreichend ist, kann sie:
· den Antrag ablehnen 
· zusätzliche Angaben anfordern
8. VERGABEKRITERIEN
Neben der Prüfung der Zulassungs-, Ausschluss- und Auswahlkriterien wird über die Vergabe einer Finanzhilfe anhand folgender Vergabekriterien entschieden:

Bei den Vergabekriterien stehen diejenigen Aspekte des Vorschlags im Vordergrund, die die Voraussetzung für die Entwicklung und Durchführung von Übersetzungsprojekten sind, die einen maximalen zusätzlichen europäischen Nutzen aufweisen und den Zielen dieser Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen entsprechen.

Die förderfähigen Anträge werden gemäß den folgenden Kriterien bewertet:
· Fähigkeit, das allgemeine Ziel sowie die besonderen Ziele des Programms zu fördern
· Seriosität und Ruf des Verlagshauses gemessen an seiner allgemeinen Verlagspolitik und seiner Politik im Bereich der Übersetzung
· Literarische Qualität des zu übersetzenden Werks
· Förderfähigkeit der zu übersetzenden Werke gemäß Punkt 5.4 des vorliegenden Leitfadens.
· Qualifikation und Erfahrung des bzw. der Berufsübersetzer, welche die vorgeschlagenen Werke zu übersetzen haben.
· Zusätzlicher europäischer Nutzen des Vorhabens basierend auf den Gründen, die der Antragsteller anführt, um die Wahl zu rechtfertigen, die im Projekt genannten Werke zu übersetzen. In diesem Zusammenhang wird das Maß bewertet, in dem die gewählten Werke über lokale, regionale oder sogar nationale Interessen hinausgehen und das Ziel verfolgen, auf europäischer Ebene Synergien zu entwickeln.
· Fähigkeit zur Bekanntmachung und Verbreitung der Aktivitäten, die bewertet wird nach dem Ausmaß der Außenwirkung der vorgeschlagenen Projekte, der Relevanz der Kommunikationsstrategie für die Art des Projekts und das Zielpublikum und der Anzahl der Personen, die direkt oder indirekt aus den Ergebnissen des geplanten Projekts Nutzen ziehen könnten.
· Fähigkeit des Projekts, den Zugang einer größtmöglichen Anzahl von Bürgern der Europäischen Union zur Kultur zu verbessern und deren Teilhabe an Europäischer Kultur zu stärken.
9. FINANZBESTIMMUNGEN

Mit der Bewilligung eines Antrags verpflichtet sich die Agentur nicht, eine finanzielle Unterstützung in der von dem Bewerber beantragten Höhe zu gewähren. 

Die Gewährung einer Finanzhilfe begründet keinen Anspruch für die nachfolgenden Jahre.
Die Finanzhilfe der Gemeinschaft ist gedacht als Anreiz zur Durchführung von Aktivitäten, die ohne die finanzielle Unterstützung nicht stattfinden könnten, und sie beruht auf dem Grundsatz der Kofinanzierung. Diese Finanzhilfe ergänzt den finanziellen Eigenbeitrag des Bewerbers und/oder nationale, regionale oder private Beihilfen, die der Bewerber von anderer Seite erhält. 

Der Finanzhilfeantrag muss einen detaillierten Finanzplan enthalten, in dem sämtliche Beträge in Euro anzugeben sind. Bewerber aus Ländern, die nicht zur „Eurozone“ gehören, müssen die Umrechnungskurse verwenden, die zum Datum der Veröffentlichung des Aufrufes zur Einreichung von Vorschlägen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, veröffentlicht wurden.
Informationen sind unter folgender Adresse erhältlich: 

http://eur-lex.europa.eu/JOIndex.do?ihmlang=de
Der dem Antrag beigefügte Finanzplan muss die für eine finanzielle Unterstützung aus dem Gemeinschaftshaushalt in Betracht kommenden Kosten deutlich ausweisen.
Der Antragsteller gibt alle sonstigen Quellen und Beträge der Finanzierungen an, die er in dem betreffenden Haushaltsjahr für dieselbe Maßnahme oder andere Maßnahmen oder im Rahmen seiner laufenden Tätigkeiten erhält bzw. beantragt.

9.1.
Zahlungsmodalitäten

Bei endgültiger Billigung des Antrags wird zwischen der Agentur und dem Empfänger eine Finanzhilfevereinbarung geschlossen, die auf Euro lautet und die Bedingungen sowie die Höhe der Finanzierung festlegt. Diese Vereinbarung (das Original) ist unverzüglich zu unterzeichnen und zurückzusenden. Die Vereinbarung tritt am Tage ihrer Unterzeichnung durch die letzte der beiden Parteien – die Agentur – in Kraft.
Die gemeinschaftliche Finanzhilfe beträgt höchstens 60 000 EUR und finanziert die Übersetzungskosten zu 100 %, sofern diese Kosten 50 % der gesamten Projektkosten nicht übersteigen
. Zu diesem Zweck muss der Antragsteller anhand des entsprechenden Formulars eine ausführliche Kostenaufstellung vorlegen, in der die Übersetzungs-, Editions- und Produktionskosten für jedes ausgewählte Buch klar und in Euro ausgewiesen sind.
Für Werke, deren Übersetzungskosten durch andere Quellen finanziert werden, wird keine finanzielle Unterstützung gewährt.
Der dem Finanzhilfeempfänger zu zahlende endgültige Betrag wird von der Agentur anhand des Abschlussberichts festgelegt. Liegen die tatsächlich vom Empfänger während des Projekts verauslagten zulässigen Kosten unter den vorgesehenen Ausgaben, berechnet die Agentur ihren Finanzierungsanteil nach den tatsächlich aufgewandten Beträgen.
Die gewährten Finanzhilfen werden durch eine Einmalzahlung am Ende des Projekts nach Genehmigung des Abschlussberichts und der Schlussabrechnung überwiesen.
9.2.
Rechnungsprüfung auf sachgerechte Verwendung
Eine externe Rechnungsprüfung der Kostenaufstellung durch einen zugelassenen Rechnungsprüfer kann für jede Zahlung auf der Grundlage einer Risikoanalyse verlangt werden. Die Bescheinigung ist dem Zahlungsantrag beizufügen; sie muss bescheinigen, dass die Kosten, die vom Empfänger in der Kostenaufstellung, auf die sich der Zahlungsantrag stützt, angegeben werden, tatsächlich angefallen, wahrheitsgetreu angegeben und gemäß der Finanzhilfevereinbarung förderfähig sind.

9.3 
Doppelfinanzierung

Den bezuschussten Projekten kann keine weitere gemeinschaftliche Finanzhilfe für dieselbe Aktivität gewährt werden.
9.4.
 Sicherheit

Gegenstandslos
9.5.
 Förderfähige Kosten

Förderfähig im Sinne der vorliegenden Aufforderung sind Kosten, die:

- für die Durchführung des Projekts erforderlich sind, im vorläufigen Finanzplan der Vereinbarung veranschlagt sind, angemessen sind, den Grundsätzen einer guten Finanzverwaltung und insbesondere der Wirtschaftlichkeit und eines angemessenen Kosten-/Nutzen-Verhältnisses entsprechen,
- während der Laufzeit des Projekts gemäß Definition in der Vereinbarung anfallen,
- dem Empfänger tatsächlich entstanden, in den Büchern des Empfängers gemäß den für ihn geltenden Buchführungsregeln verbucht und Gegenstand der vorgeschriebenen Erklärungen gemäß den geltenden Steuer- und Sozialversicherungsvorschriften sind,
- identifizierbar und überprüfbar sind und durch entsprechende Belege nachgewiesen
werden,
Die internen Buchführungs- und Rechnungsprüfungsverfahren des Empfängers müs​sen einen unmittelbaren Bezug der aufgeführten Ausgaben und Einnahmen im Rahmen der Maßnahme zu den entsprechenden Buchungsposten und Belegen erlauben.
Förderfähige direkte Kosten
Förderfähige direkte Kosten sind Kosten, die unter Berücksichtigung der im vorigen Abschnitt beschriebenen Bedingungen für die Förderfähigkeit als spezifische Kosten der Maßnahme betrachtet werden können, die direkt mit ihrer Durchführung zusammenhängen und ihr unmittelbar zugerechnet werden können. Insbesondere folgende direkte Kosten sind förderfähig: 

· die Übersetzungs-, Editions- und Produktionskosten, die dem Empfänger im Zusammenhang mit dem Projekt tatsächlich entstanden sind.
9.6.
Nicht förderfähige Kosten 

Folgende Kosten sind nicht förderfähig:

· Kosten für eingesetztes Kapital

· Verbindlichkeiten und Zinsaufwendungen

· Rückstellungen für Verluste oder etwaige spätere Verbindlichkeiten

· sonstige Schuldzinsen

· Zweifelhafte Forderungen

· Wechselkursverluste

·  Die Mehrwertsteuer - es sei denn, der Zuschussempfänger kann nachweisen, dass sie ihm nicht erstattet wird

· Kosten, die im Rahmen eines anderen von der Gemeinschaft geförderten Maßnahme- oder Arbeitsprogramms ausgewiesen und übernommen sind

· unverhältnismäßige oder unbedachte Ausgaben

· die Kosten für den Ersatz  von Personen, die an der Maßnahme teilnehmen

· Kosten, die von Einrichtungen in Ländern verursacht werden, die nicht am Programm teilnehmen
· Sachleistungen 

9.7.
Rechtspersönlichkeit 

Die Agentur kann eine Finanzhilfevereinbarung nur vorschlagen, wenn Unter​lagen vorgelegt und akzeptiert werden, die die Feststellung der Rechtsstatus des Empfängers ermöglichen.

Der Antragsteller muss deshalb folgende Unterlagen vorlegen:

Juristische Personen des Privatrechts:
· ordnungsgemäß ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Rechtsträger“
· Auszug aus dem Handelsregister bzw. amtliche Eintragung sowie Kopie des Dokuments, aus dem hervorgeht, ob der Antragsteller mehrwertsteuerpflichtig ist (für solche Länder, in denen die Handelsregisternummer mit der USt-IdNr. identisch ist, genügt eines dieser beiden Dokumente)
Juristische Personen des öffentlichen Rechts:
· ordnungsgemäß ausgefülltes und unterzeichnetes Formular „Rechtsträger“
· Kopie der Entschließung, des Gesetzes, des Erlasses oder des Beschlusses zur Errichtung der betreffenden Einrichtung oder anderes amtliches Dokument
Antragsteller finden das Formular "Rechtsträger" unter folgender Adresse:

http://www.ec.europa.eu/budget/execution/legal_entities_de.htm
10. VERGABE VON AUFTRÄGEN BZW. UNTERAUFTRÄGEN

Erfordert die Durchführung der Maßnahme eine Vergabe von Aufträgen oder Unteraufträgen, müssen der Empfänger, und gegebenenfalls die Mitorganisatoren, eine Ausschreibung zur Vergabe durchführen. Sie sind dazu verpflichtet, unter Be​achtung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung der potenziellen Auftragnehmer dem wirtschaftlich vorteilhaftesten Angebot, d. h. dem Angebot mit dem besten Preis-Leistungs-Verhältnis, den Zuschlag zu erteilen; dabei tragen sie dafür Sorge, dass es nicht zu einem Interessenkonflikt kommt. 

Der Empfänger ist verpflichtet, das durchgeführte Vergabeverfahren klar zu doku​men​tieren, die Agentur darüber zu informieren und diese Unterlagen für eine eventuelle Rechnungsprüfung aufzubewahren.

11. BEKANNTMACHUNG UND HINWEIS

11.1.
Europäische Kommission – Bekanntmachungs- und Hinweispflicht
Alle innerhalb eines Haushaltsjahres gewährten Finanzhilfen müssen im ersten Halbjahr des auf den Abschluss des Haushaltsjahrs, in dem sie gewährt worden sind, folgenden Jahres auf der Internetseite der Gemeinschaftsinstitutionen veröffentlicht werden. Die entsprechenden Informationen können auch in anderer geeigneter Form, u. a. im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, bekannt gemacht werden.

Die Dienststellen der Europäischen Kommission veröffentlichen mit Zustimmung des Empfängers (soweit dies nicht die Sicherheit des Empfängers gefährdet oder seine Geschäftsinteressen beeinträchtigt) folgende Informationen:

· Name und Anschrift des Zuschussempfängers
· Gegenstand der Finanzhilfe
· Betrag der Finanzhilfe und Finanzierungssatz
· Abschlussbericht einschließlich einer Zusammenfassung der erzielten Ergebnisse
· Eine kurze Präsentation des finanzierten Projekts und der zu übersetzenden Werke (in elektronischer Form) für die breite Öffentlichkeit. Diese Präsentation wird nach Abschluss des finanzierten Projekts aktualisiert.
Gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung der Europäischen Gemeinschaften muss der Antragsteller sein Einverständnis oder gegebenenfalls Nichteinverständnis im dafür vorgesehenen Formular erklären (siehe Antragsformular).
11.2.
Empfänger – Bekanntmachungs- und Hinweispflicht

Die Empfänger sind gehalten, in jeder Veröffentlichung oder anlässlich von Maßnahmen, für die die Finanzhilfe verwendet wird, deutlich auf den Beitrag der Europäischen Union hinzuweisen.
Ferner sind die Empfänger gehalten, bei allen Veröffentlichungen, Aushängen, Programmen und anderen Erzeugnissen im Rahmen des kofinanzierten Projekts den Namen und das Logo der Europäischen Kommission deutlich sichtbar aufzuführen. Dazu verwenden sie von der Agentur gelieferten Logos und grafischen Darstellungen. Nachweise für diese Bekanntmachungen müssen in den Abschlussberichten enthalten sein. 

Im Übrigen sind die Empfänger gehalten, bei der Durchführung ihrer Maßnahmen die Ergebnisse, die dank der Finanzhilfe der Gemeinschaft erzielt wurden, zu verbreiten. Nachweise für diese Verbreitung müssen in den Abschlussberichten enthalten sein. 

Kommt der Zuschussempfänger dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Finanzhilfe gekürzt werden.

12. AUSWAHLVERFAHREN

Die Gewährung von Finanzhilfen erfolgt nach den Grundsätzen der Transparenz und der Gleichbehandlung. 

Vor Abschluss des Auswahlverfahrens kann keine Auskunft zu Entscheidungen über einzelne Anträge erteilt werden.

Nur Vorschläge, die alle Zulassungskriterien erfüllen, werden auf Grundlage der Vergabekriterien bewertet. Im Rahmen der verfügbaren Mittel wird den Antragstellern mit der höchsten Punktzahl ein Zuschuss zur vorgesehenen Maßnahme gewährt.

Die Vorschläge werden anhand der oben genannten Vergabekriterien von einem Bewertungsausschuss bewertet, der die Vorschläge auswählt, die für eine Kofinanzierung in Betracht kommen. Der Bewertungsausschuss wird von unabhängigen Sachverständigen unterstützt, die auf Vorschlag der am Programm teilnehmenden Staaten ernannt werden.

Die Auswahlergebnisse werden bekannt gegeben, sobald das offizielle Auswahl​verfahren abgeschlossen ist und von der Europäischen Kommission eine förmliche Entscheidung getroffen wurde.

Den ausgewählten Antragstellern wird eine Finanzhilfevereinbarung zur Unter​zeichung zugesandt.

Alle nicht berücksichtigten Antragsteller werden schriftlich unter Angabe der Gründe für die Ablehnung ihres Antrags durch die Europäische Kommission über die Entscheidung informiert. 

Den Antragstellern werden nach Abschluss des Auswahlverfahrens keine Unterlagen zurückgeschickt.

Die ausgewählten Anträge werden einer finanziellen Prüfung unterzogen, in deren Verlauf die Agentur bei den für die vorgeschlagenen Maßnahmen verantwortlichen Personen ergänzende Informationen sowie gegebenenfalls zusätzliche Sicherheiten verlangen kann.

13. ANTRAGSVERFAHREN

13.1.
Veröffentlichung

Die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen wird im Amtsblatt der Euro​päischen Union und auf der Website der Agentur und der Generaldirektion Bildung und Kultur unter nachstehenden Adressen veröffentlicht:

http://eacea.ec.europa.eu/
http://ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
13.2.
Antragsformular
Antragsformulare sind unter folgenden Adressen erhältlich:

http://eacea.ec.europa.eu/
http://ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
oder

auf schriftliche Anfrage an folgende Anschrift:

Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur

Programm Kultur (2007-2013)

Bedingte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen EACEA Nr. 10/2006
Avenue du Bourget, 1 (BOUR, 4/13)

B-1140 Brüssel

Belgien

Pro Anfrage wird nur ein Antragsformular versendet.

13.3.
Einreichung des Antrags

Es werden nur Anträge berücksichtigt, die auf dem hierfür vorgesehenen vollständig ausgefüllten und datierten Formular gestellt werden und die einen ausgeglichenen Finanzplan (Einnahmen = Ausgaben) aufweisen. Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung jeweils mit der Unterschrift der Person, die befugt ist, für den Antragsteller Verpflichtungen einzugehen, einzureichen.

Nicht berücksichtigt werden Anträge, die nicht alle verlangten Unterlagen enthalten und/oder nicht fristgerecht eingereicht worden sind.

Letzter Termin für die Einreichung der Anträge ist der 28. Februar 2007. 
Die Anträge sind an folgende Anschrift zu richten:

· auf dem Postweg (maßgeblich ist das Datum des Poststempels):

Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur

Programm Kultur (2007-2013)

Bedingte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen EACEA Nr. 10/2006
Avenue du Bourget, 1 (BOUR, 4/13)

B-1140 Brüssel

Belgien

· persönlich vor 17.00 Uhr (es gilt das Datum der Empfangsbestätigung) oder durch einen Kurierdienst (maßgeblich ist das Datum des Eingangs bei dem Kurierdienst):

Exekutivagentur Bildung, Audiovisuelles und Kultur

Programm Kultur (2007-2013)

Bedingte Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen EACEA Nr. 10/2006
Avenue du Bourget, 1 (BOUR, 4/13)

B-1140 Brüssel

Belgien

Per Telefax oder E-Mail übermittelte Anträge werden nicht berücksichtigt.

Der Antragsteller wird mittels der beigefügten Empfangsbestätigung über den Eingang seines Antrags informiert. 

13.4.
Zusätzliche Informationsquellen

Für weitere Informationen besuchen Sie bitte die Website der Agentur und der Generaldirektion Bildung und Kultur unter folgenden Adressen:

http://eacea.ec.europa.eu/
http://ec.europa.eu/culture/eac/index_en.html
Weitere Informationen sind auch bei der Kulturkontaktstelle Ihres jeweiligen Landes erhältlich; eine Liste finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://ec.europa.eu/culture/eac/culture2000/contacts/national_pts_en.html
	Geltende Rechtsvorschriften:

Die Gewährung von Finanzhilfen der Gemeinschaft unterliegt der Haushalts​ordnung und muss den Verfahren gemäß nachstehender Rechtsvorschriften genügen:

· Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushalts​ordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften 

· Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften

· Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 1261/2005 der Kommission vom 20. Juli 2005 zur Änderung der Verordnung (EG, EURATOM) Nr.°2342/2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, EURATOM) Nr.1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamt​haus​haltsplan der Europäischen Gemeinschaften

· Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 1248/2006 der Kommission vom 7. August 2006  zur Änderung der Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 2342/2002

· Die endgültige Fassung der Rechtsgrundlage für das Programm Kultur (2007-2013), vorbehaltlich der Verabschiedung durch das Europäische Parlament und den Rat der Europäischen Union.




� Kooperationsmaßnahmen (Aktionsbereich 1.2.1) sind Gegenstand einer gesonderten Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen.





� Siehe Punkt 5.2 dieses Leitfadens.


� Als öffentliche Einrichtungen werden solche Einrichtungen verstanden, deren Kosten von Rechts wegen zumindest teilweise aus öffentlichen Mitteln (auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene) finanziert werden. Diese Kosten werden also aus Mitteln des öffentlichen Sektors gedeckt, die durch gesetzlich geregelte Steuern, Geldbußen oder Gebühren eingenommen wurden. Ein Antragsverfahren, das dazu führen könnte, dass die Mittel nicht bewilligt werden, ist nicht erforderlich. Einrichtungen, deren Fortbestand von Finanzhilfen abhängt und die jährlich Zuschüsse erhalten, bei denen jedoch zumindest theoretisch die Möglichkeit besteht, dass sie keine Mittel erhalten, werden von der Kommission als private Organisationen betrachtet.


� Siehe Punkt 5.2.


� Die Europäische Union hat aktuell 25 Mitgliedstaaten (Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich und Zypern). Rumänien und Bulgarien durchlaufen gerade das Beitrittsverfahren und werden voraussichtlich ab dem 1. Januar 2007 EU-Mitgliedstaaten sein.


� Die kulturellen Akteure sind aufgefordert, sich bei der Agentur über die Entwicklung der Situation bezüglich all dieser Länder zu informieren.


� Sprache eines am Programm teilnehmenden Landes (vgl. Punkt 5.2).


� Ein Werk entspricht einem Buch.


� „4 bis 10 für die Übersetzung förderfähige Werke“ heißt: 4 bis 10 zur Übersetzung eingereichte Bücher. Anthologien, Essays oder Sammlungen (einschließlich alter Texte) müssen vollständig übersetzt werden.


� Autoren, die Bürger aus am Programm teilnehmenden Ländern sind.


� Gesamte Projektkosten = Übersetzungskosten + Editionskosten + Produktionskosten. Vgl. Antragsformular.
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